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 I. Einleitung 

1. Der Sonderberichterstatter über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, Gerard 

Quinn, legt dem Menschenrechtsrat diesen Bericht gemäß Ratsresolution 44/10 vor. Es ist 

der erste Bericht, den der derzeitige Mandatsträger seit seinem Amtsantritt im Oktober 2020 

erarbeitet hat. Er beschreibt darin die von seiner Vorgängerin, Catalina Devandas Aguilar, 

zwischen dem 1. Januar und dem 31. August 2020 durchgeführten Tätigkeiten sowie seine 

Tätigkeiten seit Oktober 2020. In dem Bericht skizziert der Sonderberichterstatter seine 

Vision für das Mandat während seiner Amtszeit. 

 II. Tätigkeiten der Sonderberichterstatterin und des 
Sonderberichterstatters 

 A. Länderbesuche 

2. Wegen der Pandemie der Coronavirus-Krankheit (COVID-19) konnten die beiden 

von der ehemaligen Sonderberichterstatterin für 2020 geplanten Länderbesuche in Botsuana 

und China nicht stattfinden. Der Sonderberichterstatter hofft, dass er diese Besuche im Lauf 

des Jahres 2021 durchführen kann. 

 B. Zusammenarbeit mit Interessenträgern 

3. Im März 2020 legte die ehemalige Sonderberichterstatterin dem Menschenrechtsrat 

ihren Bericht mit einem Überblick über die 2019 durchgeführten Tätigkeiten und einer the-

matischen Studie über die Auswirkungen von Ableismus in der medizinischen und wissen-

schaftlichen Praxis (A/HRC/43/41) vor. Im Oktober 2020 legte der neu ernannte Sonderbe-

richterstatter der Generalversammlung den Bericht seiner Vorgängerin über behinderungs-

inklusive internationale Zusammenarbeit (A/75/186) vor. Beide Berichte sind in zugäng-

lichen Formaten verfügbar.1 

4. 2020 setzte sich die ehemalige Sonderberichterstatterin weiter für die Stärkung der 

systemweiten Zugänglichkeit, Inklusion und durchgängigen Berücksichtigung der Rechte 

von Menschen mit Behinderungen in den Vereinten Nationen ein, auch im Hinblick auf die 

Umsetzung der Strategie der Vereinten Nationen zur Inklusion von Menschen mit Behinde-

rungen. Gemeinsam mit anderen Institutionen der Vereinten Nationen und mit Organisatio-

nen von Menschen mit Behinderungen erarbeitete sie Orientierungshilfen zu den Rechten 

von Menschen mit Behinderungen im Kontext von COVID-19, trug zum Kurzdossier des 

Generalsekretärs über ein behinderungsinklusives Vorgehen gegen COVID-19 bei 2  und 

nahm an zahlreichen Webinaren und Treffen zu diesem Thema teil. 

5. Die ehemalige Sonderberichterstatterin nahm an zahlreichen Konferenzen und Tref-

fen teil, die von Institutionen der Vereinten Nationen, Staaten, Organisationen der Zivil-

gesellschaft und anderen Interessenträgern organisiert wurden. Dazu zählten die jährliche 

interaktive Aussprache des Menschenrechtsrats über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen, eine Anhörung der australischen Royal Commission into Violence, Abuse, Neglect 

and Exploitation of People with Disability (Königliche Kommission zu Gewalt, Missbrauch, 

Vernachlässigung und Ausbeutung von Menschen mit Behinderungen) zum Thema COVID-19, 

eine Podiumsdiskussion des Menschenrechtsrats über die Rechte von Menschen mit Behin-

derungen im Kontext des Klimawandels, das Forum 2020 des Weltgipfels über die Informa-

tionsgesellschaft zum Thema Informations- und Kommunikationstechnologie und Zugäng-

lichkeit und eine Tagung des Programms der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen 

über inklusive Städte für Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen. 

_______________ 

1 Siehe www.ohchr.org/en/issues/disability/srdisabilities/pages/reports.aspx. 

2 Siehe www.ohchr.org/Documents/Issues/Disability/Letter_all_PM_CRPD_COVID19.pdf und 

https://unsdg.un.org/sites/default/files/2020-05/Policy-Brief-A-Disability-Inclusive-Response-to-

COVID-19.pdf. 

https://undocs.org/A/HRC/RES/44/10
https://undocs.org/A/HRC/43/41
https://undocs.org/A/75/186
http://www.ohchr.org/en/issues/disability/srdisabilities/pages/reports.aspx
http://www.ohchr.org/Documents/Issues/Disability/Letter_all_PM_CRPD_COVID19.pdf
https://unsdg.un.org/sites/default/files/2020-05/Policy-Brief-A-Disability-Inclusive-Response-to-COVID-19.pdf
https://unsdg.un.org/sites/default/files/2020-05/Policy-Brief-A-Disability-Inclusive-Response-to-COVID-19.pdf
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6. Aufbauend auf früheren Arbeiten zum Zugang zur Justiz berief die ehemalige Son-

derberichterstatterin Anfang 2020 eine Sachverständigentagung nach Genf ein, um die Inter-

nationalen Grundsätze und Leitlinien für den Zugang von Menschen mit Behinderungen zur 

Justiz zu bestätigen. Die Internationalen Grundsätze und Leitlinien, die von der ehemaligen 

Sonderberichterstatterin gemeinsam mit dem Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und der Sondergesandten des Generalsekretärs für Behinderungsfragen und 

Zugänglichkeit auf den Weg gebracht wurden, sind in allen Amtssprachen der Vereinten Na-

tionen und in Leichter Sprache erhältlich.3 Um für die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen zu sensibilisieren, ließ die ehemalige Sonderberichterstatterin vier kurze Animationen 

zu den folgenden Themen produzieren: Recht auf Teilhabe, rechtliche Handlungsfähigkeit, 

sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte von Frauen und Mädchen mit Behinderun-

gen sowie Ableismus.4 Sie gab auch eine unabhängige Evaluierung der ersten sechs Jahre des 

Mandats in Auftrag.5 

7. Seit seiner Übernahme des Mandats hat der derzeitige Sonderberichterstatter zahl- 

reiche Treffen und bilaterale Konsultationen mit Organisationen von Menschen mit Behin-

derungen und anderen Organisationen der Zivilgesellschaft, Staaten, Regionalorganisationen, 

Hochschulen, dem System der Vereinten Nationen, Gebern und sonstigen Akteuren abgehal-

ten. Zu diesen Tätigkeiten zählten die folgenden: eine Anhörung des Joint Committee on 

Disability Matters (Gemischter Ausschuss für Behinderungsfragen) Irlands, ein Treffen der 

in Genf ansässigen Gruppe der Freunde des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen, die dreizehnte Tagung der Konferenz der Vertragsstaaten des Überein-

kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Konferenz der Europäi-

schen Kommission zum Europäischen Tag der Menschen mit Behinderungen und mehrere 

Veranstaltungen zu COVID-19 und Menschen mit Behinderungen. Anlässlich des Internatio-

nalen Tages der Menschen mit Behinderungen gab der Sonderberichterstatter gemeinsam mit 

dem Vorsitz des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen und der Son-

dergesandten des Generalsekretärs für Behinderungsfragen und Zugänglichkeit eine Erklä-

rung zu der Rolle ab, die Menschen mit Behinderungen dabei spielen müssen,  die COVID-19-

Pandemie gestärkt zu überwinden.6 

 C. Mitteilungen 

8. Zusammenfassungen der während des Berichtszeitraums versandten Mitteilungen 

und eingegangenen Antworten sind in den Mitteilungsberichten der Sonderverfahren 

(A/HRC/43/77 und Corr.1, A/HRC/44/59 und A/HRC/45/3) und in der öffentlichen Mittei-

lungsdatenbank des Hohen Kommissariats der Vereinten Nationen für Menschenrechte 

(OHCHR) einsehbar.7 

 III. Grundelemente der Vision des Sonderberichterstatters für 
das Mandat 

9. In diesem Abschnitt legt der Sonderberichterstatter die Grundelemente seiner Vision 

des Mandats während seiner Amtszeit fest, darunter eine Theorie des Wandels, die Grund-

werte, die seine Arbeit leiten werden, und ein Verständnis seiner Rolle und seiner Arbeits-

methoden. 

10. Im Einklang mit dem Mandat bilden drei miteinander verknüpfte Tätigkeiten den 

Kern der Arbeit des Sonderberichterstatters: 

 a) die Sammlung, die Anforderung, die Entgegennahme und der Austausch von 

Informationen und Mitteilungen von und mit Staaten und anderen einschlägigen Quellen, 

_______________ 

3 Siehe www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/GoodPracticesEffectiveAccessJus-

ticePersonsDisabilities.aspx. 

4 Verfügbar unter www.ohchr.org/en/issues/disability/srdisabilities/pages/srdisabilitiesindex.aspx. 

5 Siehe www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/evaluation.aspx. 

6 Siehe www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=26553&LangID=E. 

7 https://spcommreports.ohchr.org/. 

https://undocs.org/A/HRC/43/77
https://undocs.org/A/HRC/43/77/Corr.1
https://undocs.org/A/HRC/44/59
https://undocs.org/A/HRC/45/3
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/GoodPracticesEffectiveAccessJusticePersonsDisabilities.aspx
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/GoodPracticesEffectiveAccessJusticePersonsDisabilities.aspx
http://www.ohchr.org/en/issues/disability/srdisabilities/pages/srdisabilitiesindex.aspx
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/SRDisabilities/Pages/evaluation.aspx
http://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=26553&LangID=E
https://spcommreports.ohchr.org/
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darunter Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen sowie andere 

Organisationen der Zivilgesellschaft, über Verletzungen der Rechte von Menschen mit Be-

hinderungen; 

 b) die Vorlage von Jahresberichten über die in Erfüllung seines Mandats durch-

geführten Tätigkeiten an den Menschenrechtsrat und die Generalversammlung, einschließ-

lich thematischer Studien zu wesentlichen Fragen im Zusammenhang mit der Förderung der 

Rechte von Menschen mit Behinderungen, in zugänglichen Formaten, einschließlich Braille 

und Leichter Sprache; 

 c) die Durchführung von Länderbesuchen auf Einladung von Regierungen, um 

nationale Rechtsvorschriften, politische Konzepte, Programme und Verfahren, Regulie-

rungsrahmen und Institutionen zu untersuchen und Orientierungshilfen und Empfehlungen 

zur wirksamen Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen im Einklang mit 

dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu geben. 

 A. Theorie des Wandels: Kulturwandel, Rechtsreform und Systemwandel 

11. Die Annahme des Übereinkommens war ein Wendepunkt im Völkerrecht. Auf der 

Grundlage von Personalität und Gleichberechtigung gestaltet es Recht und Politik in Bezug 

auf Behinderung für das 21. Jahrhundert grundlegend neu. Es verkörpert den Kulturwandel 

hin zu einem Menschenrechtsmodell von Behinderung und weist das alte Paradigma von 

Wohltätigkeit und Wohlfahrt der Vergangenheit zu. Es legt auf überzeugende Weise den 

Menschenrechtsrahmen im spezifischen Kontext von Behinderung dar. Es verspricht, Men-

schen mit Behinderungen, die zu lange als Objekte der Fürsorge behandelt wurden, Stimme, 

Wahlfreiheit und Kontrolle zurückzugeben. 

12. Das Übereinkommen steht für einen tiefgreifenden Kulturwandel und erfordert 

Rechts- und Politikreformen, um den Rechten von Menschen mit Behinderungen Bedeutung 

zu verleihen. Es erfordert häufig und bedeutet auf jeden Fall eine tiefgreifende Neuausrich-

tung der grundlegenden Systeme und Dienstleistungen, um den politischen Veränderungen 

Rechnung zu tragen und sicherzustellen, dass neues Denken nicht durch alte Systeme unter-

graben wird. Dieses Ökosystem des Wandels – kulturell, rechtlich und systembasiert – steht 

im Mittelpunkt des Übergangs zum Menschenrechtsmodell von Behinderung und bildet den 

Kern des Auftrags des Mandatsträgers. 

13. Die Durchführung von Verträgen, und seien sie noch so eloquent formuliert, geschieht 

nicht von selbst. Der Prozess, durch den sie verinnerlicht und operationalisiert werden, ist 

komplex, aber notwendig. Sie müssen an den „kleinen Orten“, dort, wo die Menschen ihr 

Leben leben, verwirklicht werden. Für die Gestaltung von Recht, Politik und Verwaltungs-

regelungen ist ein eingehendes Verständnis der in dem Übereinkommen enthaltenen Bestim-

mungen und Verpflichtungen, das der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behin-

derungen vermittelt, unerlässlich. Ziel ist letztlich, die dem Übereinkommen zugrunde lie-

genden Werte in jeder Vertragspartei als automatischen Reflex zu verankern. Diese Arbeit 

schreitet voran und geht im Wesentlichen in die richtige Richtung. 

14. Doch Krisenzeiten bringen oft tiefe Wahrheiten ans Licht. Die COVID-19-Pandemie 

hat auf schmerzliche Weise gezeigt, dass das alte Paradigma aus der Zeit vor der Annahme 

des Übereinkommens noch lebendig ist, wonach Menschen mit Behinderungen behandelt 

werden, als seien sie unsichtbar, oder auf eine Weise, die ungleiche Machtdynamiken ver-

stärkt. Unsichtbarkeit kann Ungleichheit schaffen, und Ungleichbehandlung kann wiederum 

zu Unsichtbarkeit führen oder diese verstärken. Das ist deutlich daran zu erkennen, wie Sys-

teme anfänglich auf Krisen wie die COVID-19-Pandemie reagieren. Während der Krieg der 

Ideen zumindest auf abstrakter Ebene gewonnen ist, sind die Ideen in der Art und Weise, wie 

Systeme natürlich reagieren, noch nicht vollständig umgesetzt. Dies ist äußerst wichtig, da 

sich die Menschheit vielen existenziellen Krisen gegenübersieht und in Zukunft weiteren 

gegenübersehen dürfte. Die Menschheit kann auf diese Krisen nicht reagieren, indem sie 

Menschen mit Behinderungen wie in der Vergangenheit als unsichtbar behandelt. Es müssen 

neue Wege gefunden werden, Menschen mit Behinderungen volle Mitsprache zu ermög-

lichen. Das gilt sowohl für die Legitimität solcher Reaktionen als auch für ihre Effizienz. 

Vorhersehbare Probleme können erkannt und behoben werden, wenn Menschen mit Behin-

derungen aktiv konsultiert und angehört werden. 
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15. Ferner bringen alte Systeme der Bereitstellung behinderungsbezogener Dienstleistun-

gen (etwa traditionelle Dienstleistungsparadigmen oder Verwaltungsregelungen), selbst 

wenn Recht und Politik reformiert werden, fast immer Elemente der alten Denkweise mit 

sich, die, wenn sie unverändert bleiben, als Gegenströmung gegen ansonsten positive Verän-

derungen wirken können. Das beste Recht und die beste Politik sind nicht genug: Alte Sys-

teme und Dienstleistungen müssen sich im Einklang mit den Bestrebungen und Zielen der 

Rechtsreform ändern. Rechte können vollständig umgesetzt werden, wenn auch diese tradi-

tionellen Systeme so geändert werden, dass sie die Ethik der Mitsprache, der Wahlfreiheit 

und der Kontrolle widerspiegeln. Glücklicherweise verfügt die Menschheit nun über die 

Ziele für nachhaltige Entwicklung, die neben dem Übereinkommen eine treibende Kraft für 

systemischen Wandel sind. Es ist wichtig, sicherzustellen, dass die Verbindung, die idealer-

weise zwischen den Zielen und dem Übereinkommen bestehen sollte, im Dienst der Rechte 

und des Systemwandels durch und für Menschen mit Behinderungen möglichst eng geknüpft 

wird. In dieser Hinsicht ist das im Dezember 2020 veröffentlichte Ressourcenpaket des 

OHCHR zu den Zielen und dem Übereinkommen8 eine enorme Hilfe, die der Sonderbericht-

erstatter im Zuge seiner Arbeit ausgiebig nutzen wird. 

16. Der kulturelle Wandel, für den das Übereinkommen steht, kann natürlich nicht als 

selbstverständlich angesehen werden. Die Herausforderung besteht darin, Wege zur kontinu-

ierlichen Förderung dieses Wandels zu finden. Klar ist auch, dass alte Systeme wie Dienst-

leistungsstrukturen fortbestehen und dass sie grundlegend umgestaltet werden müssen, damit 

der Kulturwandel eine echte Chance auf Erfolg hat. 

17. Unaufhörlich auf die Bedeutung und Notwendigkeit des mit dem Übereinkommen 

eingeleiteten Kulturwandels hinzuweisen und auf logische Änderungen grundlegender Un-

terstützungssysteme zu drängen, ist ein fortlaufender Prozess und eine zentrale Aufgabe für 

den Mandatsträger. 

 B. Werte des Wandels: inklusive Gleichberechtigung 

18. Ein wichtiger Ausgangspunkt für die Arbeit des Sonderberichterstatters wird das 

Kernkonzept der inklusiven Gleichberechtigung sein, das der Ausschuss für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen in seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 6 (2018) zu Gleichbe-

rechtigung und Nichtdiskriminierung dargelegt hat. 

19. Das Verständnis des Ausschusses von Gleichberechtigung gründet auf der gleichen 

Anerkennung als Person. Bei Gleichberechtigung geht es nicht nur darum, die Relativität der 

Behandlung zwischen Personen oder verschiedenen Personenkategorien ernst zu nehmen, 

sondern sie ist auch in der Personalität verankert und nimmt diese ebenfalls ernst. 

20. Gleichberechtigung bedeutet, die Verschiedenheit von Behinderung positiv und ent-

gegenkommend aufzunehmen. Behinderung ist kein Grund für Ausgrenzung oder Segrega-

tion. Sie ist vielmehr eine Gelegenheit, über den Wert menschlicher Verschiedenheit nach-

zudenken, sie zu achten und ihr auf positive Weise Rechnung zu tragen. 

21. Nach Auffassung des Ausschusses beinhaltet Gleichberechtigung ein Bekenntnis zu 

Inklusion, Zugehörigkeit und Teilhabe. So ist es nur logisch, dass soziale Unterstützung und 

Dienstleistungen umgestaltet werden müssen, damit Autonomie und Teilhabe Realität wer-

den. Dieses Konzept der Gleichberechtigung ist stark auf kumulierte Benachteiligungen aus-

gerichtet, unabhängig davon, ob diese allein auf Behinderung oder auf die Interaktion von 

Behinderung und anderen benachteiligten Identitäten zurückzuführen sind. 

22. Inklusive Gleichberechtigung heißt ferner, Verteilungsfragen (wie soziale Rechte zu-

erkannt werden und welche Formen von Sozialsystemen, die das Übereinkommen nicht be-

rücksichtigen, sich über Jahrzehnte entwickelt haben) zu überdenken, damit Personalität, In-

klusion und Zugehörigkeit wirklich unterstützt und nicht untergraben werden. 

23. Der Sonderberichterstatter wird sich bei seiner gesamten Arbeit von dieser allgemei-

nen Philosophie der inklusiven Gleichberechtigung leiten lassen. 

_______________ 

8 Siehe www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/Pages/SDG-CRPD-Resource.aspx. 

http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/Pages/SDG-CRPD-Resource.aspx
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 C. Prozess des Wandels: Schwerpunkt partizipative Politikgestaltung 

24. Eine Stimme zu haben, ist nicht nur für die Personalität von zentraler Bedeutung. Es 

ist auch entscheidend dafür, wie sich Systeme verändern und reformieren. Die Stimmen von 

Menschen mit Behinderungen müssen in ihrer Gesamtheit gehört werden. In der Sache hat 

das Übereinkommen die allgemeinen Menschenrechte auf die Umstände von Menschen mit 

Behinderungen erweitert und angewendet. Auch bei den Verfahren hat es Neuerungen ge-

bracht. 

25. Artikel 4 Absatz 3 des Übereinkommens sieht bekanntlich vor, dass bei der Ausarbei-

tung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung 

des Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit 

Behinderungen betreffen, die Stimmen der Menschen mit Behinderungen und der sie vertre-

tenden Organisationen gehört werden, dass enge Konsultationen mit den Menschen mit Be-

hinderungen geführt und sie aktiv einbezogen werden. Ferner sieht Artikel 33 Absatz 3 vor, 

dass die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertreten-

den Organisationen, aktiv in den Prozess der Überwachung der Durchführung des Überein-

kommens auf innerstaatlicher Ebene einbezogen werden. Im Übereinkommen ist eindeutig 

eine innerstaatliche institutionelle Architektur des Wandels vorgesehen, die Macht (Regie-

rung), Mitsprache (Zivilgesellschaft) und Ideen (den Wert der Überprüfung durch Nationale 

Menschenrechtsinstitutionen und den Mehrwert innovativer Modelle des Wandels, die von 

spezialisierten Forschungseinrichtungen in Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft entwi-

ckelt werden) umfasst. Im Mittelpunkt dieser neuen Architektur des Wandels steht die 

Stimme der Menschen mit Behinderungen. 

26. Dieses Bild der partizipativen Regelung öffentlicher Belange zwischen Staaten, Or-

ganisationen von Menschen mit Behinderungen und unabhängigen Institutionen ist Herz-

stück der verfahrensorientierten Neuerungen des Übereinkommens. Ein zentrales Anliegen 

des Sonderberichterstatters bei allen thematischen und sonstigen Arbeiten wird die Frage sein, 

ob und wie dieser Prozess der partizipativen Gestaltung des Wandels funktioniert. 

27. Bei der mandatsmäßigen Wahrnehmung seiner Tätigkeit beabsichtigt der Sonderbe-

richterstatter, mit den drei genannten Kategorien von Interessenträgern, die für die Umset-

zung und Überwachung des Übereinkommens auf nationaler Ebene maßgeblich sind, einen 

regelmäßigen Dialog und Konsultationen zu führen, wie in Artikel 33 des Übereinkommens 

gefordert. 

28. Die Staaten wird der Sonderberichterstatter bei der Erarbeitung und Stärkung ihrer 

nationalen Anstrengungen unterstützen, die Verwirklichung der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen voranzubringen und die Verpflichtungen des Übereinkommens in einzel-

staatliche Rechtsvorschriften, politische Konzepte, Programme und Praktiken umzusetzen. 

Dies wird beispielsweise durch die Bereitstellung Beratender Dienste, technische Hilfe, Ka-

pazitätsaufbauhilfe, internationale Zusammenarbeit und den Austausch bewährter Verfahren 

in Fragen, die von Interesse oder Belang sind, sowie durch Bewusstseinsbildung in Bezug 

auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen geschehen. 

29. Ebenso wird der Sonderberichterstatter Menschen mit Behinderungen und die sie ver-

tretenden Organisationen sowie andere Organisationen der Zivilgesellschaft aktiv in seine 

Bemühungen einbeziehen, bewährte Verfahren im Zusammenhang mit der Verwirklichung 

der Rechte von Menschen mit Behinderungen und ihrer Teilhabe als gleichberechtigte Mit-

glieder der Gesellschaft zu ermitteln, auszutauschen und zu fördern. Hierfür wird er bei sei-

ner Arbeit einen partizipativen, konsultativen und offenen Ansatz verfolgen. Er wird zudem 

auf inklusive Weise arbeiten, um sicherzustellen, dass die Bedürfnisse und Belange von Men-

schen mit den verschiedensten Arten von Beeinträchtigung gleichermaßen berücksichtigt 

und angegangen werden. Ein zentrales Anliegen werden die Stimmen sein, die selten gehört 

werden, darunter die von Menschen mit intellektuellen oder psychosozialen Behinderungen, 

Menschen aus dem autistischen Spektrum, Gehörlosen, Taubblinden und Menschen mit Be-

hinderungen aus dem globalen Süden, vor allem aus lokalen Gemeinschaften. 

30. Der Sonderberichterstatter wird auch mit Nationalen Menschenrechtsinstitutionen 

und anderen nationalen unabhängigen Überwachungsorganen und -mechanismen, die nach 

Artikel 33 des Übereinkommens bestimmt werden können, arbeiten, um ihre Rahmenstruk-

turen zu stärken, oder sich dort, wo es sie noch nicht gibt, für ihre Schaffung einsetzen. Zu-

dem wird er die Entwicklung neuer spezialisierter Forschungseinrichtungen und -institute 
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anregen, um durch innovative Forschungsarbeiten in Zusammenarbeit mit der Zivilgesell-

schaft die Ziele des Übereinkommens und neue Modelle des Wandels voranzubringen. 

 D. Intersektionalität 

31. Mit dem Übereinkommen wurde ein innovativer Vorstoß in Richtung Intersektiona-

lität unternommen. Dies zeigt sich in den Buchstaben p, q und s der Präambel. Buchstabe p 

der Präambel verweist auf mehrfache oder verschärfte Formen der Diskriminierung aufgrund 

einer rassistischen Zuschreibung, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, 

der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen, indigenen oder sozi-

alen Herkunft, des Vermögens, der Geburt, des Alters oder des sonstigen Status. In Buch-

stabe q der Präambel erkennen die Vertragsstaaten an, dass Frauen und Mädchen mit Behin-

derungen oft in stärkerem Maß durch Gewalt, Verletzung oder Missbrauch gefährdet sind. 

In Buchstabe s der Präambel weisen die Vertragsstaaten nachdrücklich darauf hin, dass es 

notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur Förderung des vollen Genusses der Menschen-

rechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen die Geschlechterperspektive 

einzubeziehen. Diesem Konzept entsprechen die Bestimmungen des Artikels 6 über Frauen 

mit Behinderungen und des Artikels 7 über Kinder mit Behinderungen. 

32. Die Hinwendung zum Thema Intersektionalität ist auch insofern bedeutend, als sie 

uns zwingt, immer tiefer greifende Fragen danach zu stellen, warum diese kumulierten Be-

nachteiligungen überhaupt entstehen und welche Ursachen ihnen zugrunde liegen, ob sie sich 

über Identitätsgrenzen hinweg auswirken und ob vorgeschlagene Lösungen auf eine allge-

meine Formel gebracht werden und damit eine für alle Altersstufen geltende und grenzüber-

schreitende Wirkung haben können. Dieser Prozess steht in vollem Einklang mit den Zielen 

für nachhaltige Entwicklung und der Verpflichtung, niemanden zurückzulassen. Natürlich 

hilft die Ausrichtung auf Intersektionalität beim Aufbau identitätsübergreifender Reform-

agenden, die nachhaltig sind und eine Chance haben, umgesetzt zu werden, wenn sie breite 

gemeinschaftsübergreifende Unterstützung genießen. 

33. Der Sonderberichterstatter wird bei seiner gesamten Tätigkeit im Rahmen des Man-

dats die Geschlechterperspektive einbeziehen und sich mit den mehrfachen, intersektionellen 

und verschärften Formen der Diskriminierung, denen sich Menschen mit Behinderungen ge-

genübersehen, sowie mit den vielschichtigen Barrieren, die durch diese Überschneidungen 

entstehen können, befassen. 

34. Der Sonderberichterstatter ist sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, gegen Diskri-

minierung aus unterschiedlichen Gründen – darunter rassistische Zuschreibung, Hautfarbe, 

Geschlecht, sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität, Sprache, Religion, politische oder 

sonstige Anschauung, nationale, ethnische, indigene oder soziale Herkunft, Vermögen, Ge-

burt, Alter oder sonstiger Status – vorzugehen, und er beabsichtigt gleichzeitig, die von seiner 

Vorgängerin begonnene Arbeit zu den Rechten älterer Menschen mit Behinderungen fortzu-

setzen. Zusätzlich will er andere aufschlussreiche Aspekte der Intersektionalität – zum Bei-

spiel in Bezug auf die Rechte indigener Menschen mit Behinderungen, wie in Abschnitt IV B. 

dieses Berichts näher erläutert,– und wichtige intersektionelle Erkenntnisse und Auswirkun-

gen untersuchen. 

 E. Ein kooperativer Ansatz mit dem System der Vereinten Nationen 

35. Der Sonderberichterstatter wird weiterhin eng mit den anderen Sonderverfahren und 

sonstigen Menschenrechtsmechanismen des Menschenrechtsrats, den Vertragsorganen, ins-

besondere dem Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, und der Son-

dergesandten des Generalsekretärs für Behinderungsfragen und Zugänglichkeit zusammen-

arbeiten, um die Wirkung zu verstärken und Doppelarbeit zu vermeiden. 

36. Der Sonderberichterstatter wird sich mit Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern ver-

wandter Sonderverfahren in Verbindung setzen, um nach Möglichkeiten zu suchen, deren 

thematische oder landesspezifische Arbeit zu bereichern und um die Behinderungsdimen-

sionen zu erweitern. Er wird auch aktiv mit Sachverständigen der Menschenrechtsvertrags-

organe zusammenarbeiten, wenn diese gemeinsame Arbeit dem übergeordneten Ziel der Ge-

rechtigkeit und der Menschenrechte für Menschen mit Behinderungen dient. Eine solche Zu-

sammenarbeit ergibt sich sicherlich logisch aus dem Engagement im Bereich Intersektionalität 
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und gilt für alle thematischen Arbeiten, die andere Menschenrechtssachverständige der Ver-

einten Nationen durchführen, und für sonstige Arbeiten, einschließlich gemeinsamer Positio-

nen und Erklärungen. Da das Übereinkommen fast alle Menschenrechte umspannt, müssen 

umfassende und fortlaufende Gespräche mit anderen Sachverständigen der Menschenrechts-

mechanismen der Vereinten Nationen geführt werden. 

37. Der Sonderberichterstatter wird auch enge Verbindung mit dem gesamten System der 

Vereinten Nationen, einschließlich des Sekretariats, der Organisationen, Fonds, Programme 

und Landesteams und der Partnerschaft der Vereinten Nationen zur Förderung der Rechte 

von Menschen mit Behinderungen, halten und begrüßt den Austausch von Informationen, 

Erkenntnissen und Entwicklungen zu Aspekten im Zusammenhang mit der Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen. 

38. In diesem Kontext verpflichtet sich der Sonderberichterstatter zur Fortführung der 

großartigen Anstrengungen seiner Vorgängerin, die erfolgreiche Umsetzung der Strategie 

der Vereinten Nationen zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen sicherzustellen. Ent-

sprechend dem vom Menschenrechtsrat in seiner Resolution 44/10 erteilten Mandat wird er 

gewissenhaft zur Umsetzung der Strategie und zu anderen Anstrengungen beitragen, die si-

cherstellen, dass das System der Vereinten Nationen in Bezug auf die Inklusion von Men-

schen mit Behinderungen zwecktauglich ist. 

39. Der Sonderberichterstatter erkennt die bedeutenden Fortschritte an, die das System 

der Vereinten Nationen im ersten Jahr der Umsetzung der Strategie erzielt hat und die seiner 

Ansicht nach ohne die starke Führung des Generalsekretärs und seines Führungsteams nicht 

möglich gewesen wären. Der Sonderberichterstatter begrüßt insbesondere die Einrichtung 

eines Sonderteams im Exekutivbüro des Generalsekretärs unter der Führung der Leitenden 

Beraterin des Generalsekretärs für grundsatzpolitische Fragen, das über Sachverstand auf 

dem Gebiet der Inklusion von Menschen mit Behinderungen verfügt. Das Fachteam hat we-

sentlich dazu beigetragen, die Erarbeitung von Orientierungshilfen und die Bereitstellung 

fachlicher Unterstützung für alle Institutionen der Vereinten Nationen am Amtssitz und im 

Feld zu koordinieren und zu leiten. Beispiele hierfür sind die Erstellung des Kurzdossiers des 

Generalsekretärs über ein behinderungsinklusives Vorgehen gegen COVID-19 und die Ent-

wicklung des Bewertungsschemas für die Rechenschaftslegung der Landesteams der Verein-

ten Nationen zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen. 

40. Durch die Stärkung der systemweiten Zugänglichkeit, Inklusion und durchgängigen 

Berücksichtigung der Rechte von Menschen mit Behinderungen in den Vereinten Nationen 

kann das System der Vereinten Nationen zu einer Art Modell für andere in aller Welt werden, 

und die Landesteams der Vereinten Nationen können das Ihre dazu tun, dass sich die ab-

strakten Werte des Übereinkommens in ihrer Arbeit niederschlagen und so ganz entschei-

dend dazu beitragen, dem Übereinkommen für die Menschen, denen sie dienen, Bedeutung 

zu verleihen. 

41. Nach Resolution 44/10 des Menschenrechtsrats beinhaltet das Mandat des Sonder-

berichterstatters den Mehrwert, auf nachhaltige Entwicklung aus menschenrechtlicher Per-

spektive hinzuarbeiten. Angesichts der engen Verbindung zwischen dem Übereinkommen 

und den Zielen für nachhaltige Entwicklung möchte der Sonderberichterstatter die Men-

schenrechts- wie auch die Entwicklungsagenda nutzen, um die realen Herausforderungen 

anzugehen, denen sich Menschen mit Behinderungen im Alltag gegenübersehen, vor allem 

in Situationen von extremer Armut und Ausgrenzung. 

42. Gelegentliche Vorstöße zur Förderung von Rechten reichen nicht aus. Damit Fort-

schritte nachhaltig sind, muss auch systemischer Wandel stattfinden. Systemischer Wandel 

ohne Verwirklichung der grundlegenden Rechte reicht jedoch ebenfalls nicht aus. Es kommt 

auf ein gutes Zusammenspiel an, und alle Projekte des Sonderberichterstatters werden dieser 

Verbindung Rechnung tragen, insbesondere bei der Planung des weiteren Vorgehens. In An-

betracht der in der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung enthaltenen Verpflichtung, nie-

manden zurückzulassen, und angesichts der im Übereinkommen verankerten Rechte wird der 

Sonderberichterstatter mit beiden Instrumenten arbeiten, um den Prozess des Wandels vor-

antreiben zu helfen. 

43. Ferner wird der Sonderberichterstatter im Einklang mit dem Mandat auch künftig eng 

mit der Konferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens und der Kommission für soziale 

Entwicklung zusammenarbeiten und zu diesem Zweck regelmäßig politische Perspektiven 

austauschen und auf ihr Ersuchen hin an ihren Jahrestagungen teilnehmen. 

https://undocs.org/A/HRC/RES/44/10
https://undocs.org/A/HRC/RES/44/10
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 IV. Thematische Prioritäten 

44. In Anbetracht der großen Bandbreite des Mandats beabsichtigt der Sonderberichter-

statter, sich auf drei Kategorien thematischer Arbeit zu konzentrieren, die er als vorrangig 

betrachtet und die auf der Arbeit der vorherigen Mandatsträgerin aufbauen. Sie sollen – nicht 

notwendigerweise in fester Reihenfolge – allgemein durch die Sichtung von Literatur, die 

Einberufung von Sachverständigentreffen maßgeblicher Interessenträger, die Befragung der 

Gemeinschaft, insbesondere auch der Zivilgesellschaft, die Vorlage spezifischer themati-

scher Berichte, die Durchführung von Länderbesuchen und die Kommunikation mit Staaten 

bearbeitet werden. 

45. Bei der Durchführung dieser thematischen Arbeit wird besonderes Augenmerk darauf 

liegen, zu gewährleisten, dass die verschiedenen thematischen Berichte als Informations-

grundlage und Anstoß für regionale oder innerstaatliche Reformdebatten über praktische 

Schritte mit dem Ziel dienen, einen Kulturwandel hin zu den im Übereinkommen verankerten 

Werten und Rechten zu fördern, Rechts- und Politikreformen voranzubringen und System-

wandel herbeizuführen, damit Menschen mit Behinderungen in den Genuss der Menschen-

rechte kommen. Jedes thematische Projekt wird aus einer Geschlechterperspektive beleuch-

tet, wobei die kumulierten Benachteiligungen von Frauen und Mädchen mit Behinderungen 

berücksichtigt werden. 

46. Die erste Projektkategorie umfasst einige der wesentlichen existenziellen Bedrohun-

gen, denen sich die Menschheit gegenübersieht, darunter die COVID-19-Pandemie und die 

Notwendigkeit einer resilienten und inklusiven Erholung, der Klimawandel und die Notwen-

digkeit einer behinderungsinklusiven Planung, bewaffnete Konflikte und damit verbundene 

Friedenskonsolidierungsprozesse und humanitäre Kontexte sowie extreme Armut und die 

Notwendigkeit innovativer Lösungen. Die Projekte zielen auf die offenkundige Notwendig-

keit verstärkter multilateraler Reaktionen und die zwingende Notwendigkeit, dafür zu sorgen, 

dass bei der Reaktion der Welt die Stimmen von Menschen mit Behinderungen gehört und 

ernst genommen werden. 

47. In der zweiten Kategorie geht es um verborgene oder zu wenig analysierte intersektio-

nelle Faktoren. Wichtige Überschneidungen gibt es unter anderem zwischen Behinderung, 

hohem Alter und indigener Herkunft. Auch hier sollen die systemischen oder gemeinsamen 

Blockaden und der Weg, auf dem sich Wandel über Identitäten hinweg nachhaltig vollziehen 

kann, erkundet werden. 

48. Im Fokus der dritten Kategorie stehen bestimmte Rechte oder Gruppen von Rechten, 

Fragen, Themen oder institutionellen Regelungen, die bisher noch nicht viel Beachtung ge-

funden haben und doch von grundlegender Bedeutung sind. Dabei handelt es sich zwangs-

läufig um eine offene Agenda, da sich während der Amtszeit des Sonderberichterstatters Fra-

gen ergeben werden, die eine Antwort erfordern. In einem Projekt soll die Debatte über De-

institutionalisierung und Langzeitpflege durch Prüfung von Neuerungen bei der Gestaltung 

und Erbringung von Dienstleistungen im 21. Jahrhundert ein Stück weiter geführt werden: 

Die anfänglichen Reaktionen auf die COVID-19-Pandemie haben gezeigt, wie fragil die 

Dienstleistungsparadigmen überall auf der Welt sind. 

49. In einem zweiten Projekt soll ein wichtiges Instrument für neue Dienstleistungen un-

tersucht werden: künstliche Intelligenz. Künstliche Intelligenz verspricht viele bahn- 

brechende Fortschritte im Leben von Menschen mit Behinderungen und anderen, birgt aber 

auch viele Risiken. Es gilt, Risiken und Chancen gegeneinander abzuwägen, um die neuen 

Technologien in den Dienst der grundlegenden Ziele des Übereinkommens stellen zu können. 

50. Ein drittes Projekt gilt dem Potenzial regionaler Organisationen und anderer regiona-

ler Gruppierungen von Staaten für die Förderung der Rechte und Ziele des Übereinkommens. 

Regionale Anstrengungen sind für Fortschritte bei der Durchführung des Übereinkommens 

wichtig und müssen betont und gefördert werden. 

51. In einem vierten Projekt soll das Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben der Gesell-

schaft genauer untersucht werden. Dieses Recht ist wichtig als Aspekt des Ausdrucks der 

eigenen Persönlichkeit, des Zugangs zur Kultur im Allgemeineren und der Teilhabe am Öko-

system des Kulturschaffens. 

52. Schließlich sollen in einem fünften Projekt in dieser Kategorie auch die Rechte von 

Gefangenen und Inhaftierten mit Behinderungen untersucht werden: Obwohl es sich hierbei 
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nicht um eine eigene Identität handelt, ist diese Gruppe weltweit mit vielen Herausforderun-

gen konfrontiert, und es ist angezeigt, ihrer Situation gezielte Aufmerksamkeit zu widmen. 

 A. Wesentliche existenzielle Bedrohungen und Behinderung 

53. Die erste Kategorie thematischer Prioritäten, mit denen sich der Sonderberichterstatter 

befassen wird, hat mit den großen existenziellen Bedrohungen zu tun, denen sich die gesamte 

Menschheit gegenübersieht, was die Dringlichkeit multilateralen Handelns und die Notwen-

digkeit einer starken Mitsprache der Menschen mit Behinderungen unterstreicht. Dazu gehö-

ren die nachstehend dargelegten Themen. 

 1. Die COVID-19-Notlage: besser wiederaufbauen 

54. Die COVID-19-Notlage – oder vielmehr die unterschiedlichen politischen Reaktionen 

darauf – hat gezeigt, dass das alte Paradigma, Menschen mit Behinderungen als unsichtbar 

zu behandeln, weiter besteht. Präventiv- und Vorsorgemaßnahmen waren für viele Menschen 

mit Behinderungen während der Krise relativ unzugänglich. Die Unterstützung durch Dienst-

leistungen wurde eingestellt oder erwies sich als prekär. Die Isolation nahm zu, und es kam 

vermehrt zu kritischen Engpässen, unter anderem bei Nahrungsmittelversorgung und Ernäh-

rung, grundlegenden Medikamenten und Dienstleistungen auf dem Gebiet der psychischen 

Gesundheit. Virtuelle Lernumgebungen waren (und sind) nicht für alle Lernenden geeignet 

und zeigen auch die digitale Spaltung in jeder Gesellschaft auf. Familien blieben weitgehend 

ohne Unterstützung. Besuchsbeschränkungen waren in vielen Fällen unverhältnismäßig. Zu 

dieser Situation kam es, obwohl die Staaten nach Artikel 11 des Übereinkommens, der sich 

mit Notlagen befasst, gehalten sind, in Gefahrensituationen, einschließlich humanitärer Not-

lagen, die Sicherheit von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. Sogar die Zahl der 

mit Wohnungslosigkeit konfrontierten Menschen mit Behinderungen stieg. In Triage-Leit-

linien zur Rationierung knapper medizinischer Ressourcen wurden Menschen mit Behinde-

rungen explizit diskriminiert, obwohl die Staaten nach Artikel 25 Buchstabe f des Überein-

kommens ausdrücklich gehalten sind, die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheits-

versorgung oder -leistungen aufgrund von Behinderung zu verhindern. Die Unterbringung 

von Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen erhöhte ihr Risiko, sich mit dem Virus 

zu infizieren, um ein Vielfaches. Solche Sammeleinrichtungen sollten nicht existieren, da sie 

eine Form nicht zu rechtfertigender Segregation oder Diskriminierung darstellen und das in 

Artikel 19 des Übereinkommens gegebene Versprechen von selbstbestimmtem Leben und 

Inklusion in der Gemeinschaft nicht erfüllen können. Zu diesem Problem grundlegender 

Menschenrechte kommt nun ein Problem der öffentlichen Gesundheit. 

55. Dass sich das soeben Geschilderte nicht wiederholen sollte, wird ebenso weithin an-

erkannt wie die Tatsache, dass jedes Programm zur Überwindung von COVID-19 inklusiv 

und zugleich resilient sein sollte. „Besser wiederaufbauen“ sollte mehr als nur ein Slogan 

sein. 

56. Ziel dieses Arbeitspakets ist es, zu formulieren, was „besser wiederaufbauen“ im Kon-

text von der Überwindung der Pandemie dienenden Programmen, soweit sie Menschen mit 

Behinderungen betreffen, einschließlich im Kontext der Ziele für nachhaltige Entwicklung, 

tatsächlich bedeutet. Hier geht es um folgende Artikel des Übereinkommens: Artikel 11 (Ge-

fahrensituationen und humanitäre Notlagen) in Bezug auf eine angemessene Vorsorge, Arti-

kel 4 Absatz 3 in Bezug darauf, sicherzustellen, dass die Stimmen von Menschen mit Behin-

derungen bei der Planung und Durchführung von Notfallmaßnahmen gehört werden, Arti-

kel 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) in Bezug auf die Gewährleistung glei-

cher Behandlung bei Notfallmaßnahmen, Artikel 19 (Selbstbestimmtes Leben und Inklusion 

in der Gemeinschaft) in Bezug auf die Vermeidung der erhöhten Risiken, die mit einer Un-

terbringung in einer Einrichtung verbunden sind, und Artikel 25 (Gesundheit) in Bezug auf 

die Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen und die 

Vermeidung ihrer diskriminierenden Rationierung. 

 2. Klimawandel: Mitsprache und Inklusion 

57. Der Klimawandel ist für die gesamte Menschheit außerordentlich schädlich. Die Er-

kenntnis wächst, dass er neben den Auswirkungen auf die biologische Vielfalt Auswirkungen 

auf die Menschheit hat, die von Armut und Diskriminierung betroffene Gruppen stärker zu 

spüren bekommen. 
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58. Der Zwischenstaatliche Ausschuss für Klimaänderungen geht davon aus, dass die 

ärmsten Menschen auch künftig durch Einkommenseinbußen, den Verlust von Existenz-

sicherungschancen sowie Vertreibung, Hunger und nachteilige gesundheitliche Auswirkun-

gen am stärksten unter den Folgen des Klimawandels leiden werden. Mehrfache und inter-

sektionelle Diskriminierungsfaktoren in Verbindung mit Geschlecht, Alter, Vertreibung, in-

digener Herkunft oder Minderheitenstatus können das Risiko, dass Menschen mit Behinde-

rungen die negativen Auswirkungen des Klimawandels zu spüren bekommen, weiter erhöhen. 

59. Selbst wenn einige Auswirkungen durch globale Handlungsvereinbarungen neutrali-

siert oder sogar rückgängig gemacht werden können, sind viele negative Auswirkungen zu 

erwarten. Diese werden das Klima in Küstengebieten verändern, sodass mehr Menschen aus 

ihren Gemeinschaften vertrieben werden. Land, das derzeit bewohnbar und landwirtschaft-

lich nutzbar ist, wird dann vielleicht beides nicht mehr sein. Ganze menschliche Gemein-

schaften – und ihre Gesundheit und ihr Wohlergehen, ihr Gefühl von Würde und Sicherheit 

und ihre Existenzgrundlagen – werden betroffen sein. 

60. Damit Menschen in Zukunft ein gutes Leben führen können, kommt es entscheidend 

darauf an, die Veränderungen möglichst gering zu halten und sich an Veränderungen unseres 

Ökosystems anzupassen. Die Agenda 2030 und die Ziele für nachhaltige Entwicklung unter-

streichen den Kreislaufcharakter der Beziehungen zwischen Wirtschaft, Gesellschaft und 

Klima. Das Übereinkommen von Paris und der Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 

2015-2030 setzen auf Anpassung und Abschwächung als Schlüssel zur Bewältigung der 

langfristigen Herausforderungen, die der Klimawandel mit sich bringt. 

61. Während die Ziele für nachhaltige Entwicklung und der Sendai-Rahmen Prozesse zur 

Einbindung von Menschen mit Behinderungen und der sie vertretenden Organisationen im 

Zuge ihrer Entwicklung beinhalten, fehlt eine solche Einbindung im Fall des Rahmen-

übereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen sowohl in seinen multila-

teralen Prozessen als auch auf nationaler Ebene nach wie vor. Die Staaten müssen noch einen 

Weg finden, Artikel 4 Absatz 3 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen im Kontext von Klimamaßnahmen zu operationalisieren. 

62. Bei den Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel wurden Menschen mit Be-

hinderungen und die sie vertretenden Organisationen bislang weitgehend übergangen. Viele 

der klimabedingten Risiken sind vorhersehbar und vermeidbar, wenn Menschen mit Behin-

derungen und die sie vertretenden Organisationen Teil der Lösung werden können, die die 

Staaten mit ihren Maßnahmen zur Abschwächung des Klimawandels und zur Anpassung 

daran entwickeln. 

63. Wahrscheinlich wird es viele Möglichkeiten geben, klimafreundlichere und inklusi-

vere Umfelder zu schaffen, zum Beispiel inklusive und zugängliche öffentliche Verkehrs-

mittel, Gebäude und Wohnungen. Auch hier hängt der Erfolg der Maßnahmen davon ab, dass 

Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen bei der Einführung 

innovativer Lösungen konsequent eingebunden werden. 

64. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, die Gefahren und Risiken eines nicht inklusiven 

Ansatzes zur Anpassung an den Klimawandel für Menschen mit Behinderungen aufzuzeigen, 

Wege vorzuschlagen, wie die Stimmen und das Engagement von Menschen mit Behinderun-

gen und der sie vertretenden Organisationen erfolgreich berücksichtigt werden können, und 

anzudeuten, wie ein erfolgreicher und inklusiver Anpassungsansatz aussehen kann. Hier geht 

es um folgende Artikel des Übereinkommens: Artikel 11 (Gefahrensituationen und humani-

täre Notlagen), worin Naturkatastrophen wie der Klimawandel zweifellos eingeschlossen 

sind, Artikel 4 Absatz 3 in Bezug darauf, sicherzustellen, dass die Stimmen von Menschen 

mit Behinderungen bei der Anpassungsplanung gehört werden, Artikel 28 (Angemessener 

Lebensstandard und sozialer Schutz) in Bezug auf die Anpassung des sozialen Schutzes zur 

Abfederung der unvermeidlichen Auswirkungen und Artikel 27 (Beschäftigung) in Bezug 

auf die Planung für einen inklusiven Arbeitsmarkt und die Minimierung von Verlusten. 

 3. Bewaffnete Konflikte und Friedenskonsolidierung: besserer Schutz, mehr 

Sichtbarkeit 

65. In den letzten Jahrzehnten haben bewaffnete Konflikte auf der Welt wieder zugenom-

men. Nach Artikel 11 des Übereinkommens, über Gefahrensituationen und humanitäre Not-

lagen, sind die Vertragsstaaten gehalten, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um in 

Gefahrensituationen, einschließlich Situationen bewaffneten Konflikts, den Schutz von 
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Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. Der Artikel verweist auf bestehende Ver-

pflichtungen, die sich unter anderem aus dem humanitären Völkerrecht ergeben. Besonderes 

Augenmerk liegt somit auf dem derzeitigen Status von Menschen mit Behinderungen im 

Kriegsrecht. 

66. In diesem Kontext stellen sich viele Herausforderungen. Menschen mit Behinderun-

gen sind im humanitären Völkerrecht tatsächlich sichtbar – aber mehr als Objekte medizini-

schen Interesses denn als Subjekte und Trägerinnen und Träger von Menschenrechten. Das 

bedeutet letztlich, dass dieser rechtliche Rahmen den Schutz von Zivilpersonen mit Behin-

derungen in bewaffneten Konflikten nicht optimal gewährleistet. Das wirft mehrere Fragen 

auf: Wie kann das humanitäre Völkerrecht kreativ ausgelegt werden, um einer anderen Sicht 

auf Menschen mit Behinderungen – als Subjekte von Rechten und nicht als Objekte der Für-

sorge – Raum zu geben? Wie können die bestehenden Regeln und Schutzmaßnahmen, die 

für die Führung von Feindseligkeiten gelten, nuanciert werden, um dieser Sichtweise Rech-

nung zu tragen und so Zivilpersonen mit Behinderungen besser zu schützen? 

67. Die Verabschiedung der Resolution 2475 (2019) des Sicherheitsrats über den Schutz 

von Menschen mit Behinderungen in bewaffneten Konflikten hat Geschichte geschrieben 

und neuen Raum für eine vertiefte Betrachtung des humanitären Völkerrechts und allgemei-

ner Schutzfragen eröffnet. Diese Dynamik gilt es nun aufrechtzuerhalten, um zu ergründen, 

was diese Resolution im Kontext des humanitären Völkerrechts genau nach sich zieht. 

68. Zudem geht die Resolution insofern neue Wege, als sie die positive Rolle von Men-

schen mit Behinderungen in Prozessen der Aussöhnung, des Wiederaufbaus und der Frie-

denskonsolidierung nach Konflikten hervorhebt. Damit wird die zuvor unterschätzte Rolle 

von Menschen mit Behinderungen in Prozessen der Friedenskonsolidierung in den Fokus 

gerückt. 

69. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, das Gespräch darüber fortzusetzen, was Artikel 11 

des Übereinkommens im Kontext bewaffneter Konflikte genau nach sich zieht: Was lässt 

sich aus dem Übereinkommen positiv übernehmen, um die Sensibilität für den Schutz und 

andere Bedürfnisse und Rechte von Zivilpersonen mit Behinderungen in Kriegsgebieten zu 

erhöhen? Welche Rolle haben Menschen mit Behinderungen bisher in Friedenskonsolidie-

rungsprozessen gespielt und mit welcher Wirkung, und wie kann diese Rolle in Zukunft bes-

ser gefördert werden, um eine inklusivere und resilientere Friedenskonsolidierung sicherzu-

stellen? Hier geht es nicht nur um Artikel 11 des Übereinkommens, sondern auch um Arti-

kel 4 Absatz 3 in Bezug darauf, sicherzustellen, dass die Stimmen von Menschen mit Behin-

derungen in der umfassenden Frage des Schutzes während eines bewaffneten Konflikts wie 

auch im anschließenden Friedensprozess gehört werden. 

 4. Extreme Armut und Behinderung: auf dem Weg zu neuen Politikoptionen 

70. In Buchstabe t der Präambel des Übereinkommens weisen die Vertragsstaaten beson-

ders auf die Tatsache hin, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen in einem 

Zustand der Armut lebt. Extreme Armut ist weltweit ein endemisches Merkmal von Behin-

derung. Auf individueller wie auf Haushaltsebene sind Menschen mit Behinderungen über-

proportional arm. 

71. Diese Armut ist mehrdimensionaler Natur und verschärft sich im Lauf des Lebens. 

Intersektionelle Faktoren wie Geschlecht, ethnische Herkunft oder Zugehörigkeit zu einer 

Minderheit, ländlicher oder randstädtischer Wohnsitz oder hohes Alter führen bei Menschen 

mit Behinderungen zu weiterer überproportionaler Armut. Diese Faktoren bilden einen Teu-

felskreis: Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen wird Bildung vorenthalten, oder sie 

haben nur begrenzte Bildungs- und Qualifizierungsmöglichkeiten; Erwachsene mit Behinde-

rungen, denen es an marktfähiger Ausbildung und Qualifikation mangelt, sind überpropor-

tional häufig von Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung betroffen; umso mehr in wirt-

schaftlich schwierigen Zeiten. 

72. Millionen Menschen mit Behinderungen sind selbständig tätig, haben jedoch Schwie-

rigkeiten, gleichberechtigten Zugang zu Mikrokrediten und anderen Möglichkeiten wirt-

schaftlicher Entwicklung zu erhalten. Die für manche Menschen mit Behinderungen verfüg-

baren Leistungen und Ansprüche sind oft begrenzt, schwer zu erlangen und restriktiv in den 

Möglichkeiten, die sie bieten. Menschen mit Behinderungen wird häufig das Recht auf 

gleichberechtigtes Erbe in Familien und Gemeinschaften verwehrt. Überdies wird Menschen 

https://undocs.org/ot/S/RES/2475(2019)
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mit Behinderungen häufig das Recht verwehrt, selbst über die Verwendung des Einkommens 

oder der Leistungen, die sie beziehen, zu entscheiden. 

73. Aufgrund dieser Armut haben Menschen mit Behinderungen allzu oft keinen gleich-

berechtigten Zugang zu Ressourcen, darunter Gesundheitsversorgung, sicherer Wohnraum, 

sauberes Wasser und angemessene Ernährung, zugängliche Verkehrsmittel und eine Reihe 

anderer sozioökonomischer Variablen, die erhebliche Auswirkungen auf ihr tägliches Leben 

und ihr langfristiges Überleben haben. 

74. Armut bei Menschen mit Behinderungen muss über die unmittelbar betroffene Person 

hinaus begriffen werden. Neue Forschungsergebnisse zeigen deutlich, dass in Haushalten, in 

denen Menschen mit Behinderungen leben, zusätzliche Mehrkosten anfallen. Menschen mit 

Behinderungen sehen sich oft nicht nur selbst mit Problemen der Armut konfrontiert, sondern 

tragen auch Verantwortung für andere, darunter Kinder, Ehepartnerinnen und Ehepartner so-

wie Eltern. Armut, die sie betrifft, kann daher auch zu Problemen unmittelbarer wie genera-

tionenübergreifender Armut führen. Genauer gesagt betrifft der Schneeballeffekt der Armut 

im Kontext von Behinderung auch viele Familienangehörige, die informelle und unbezahlte 

Pflege- und Betreuungsleistungen erbringen, vor allem Frauen, die im Alter oft ohne Ren-

tenansprüche dastehen. Es ist bemerkenswert, wie viele Sozialsysteme in Ländern mit nied-

rigem wie auch mit hohem Einkommen sich standardmäßig auf Familien und in der Regel 

auf Frauen verlassen. Letztendlich sind Frauen oft die eigentlichen Opfer dieser intersektio-

nellen Auswirkungen. Diese Feminisierung der Armut ist eine fast automatische Folge tradi-

tioneller Politikansätze zum Thema Behinderung und muss angegangen und überwunden 

werden. 

75. Für Menschen mit Behinderungen scheint es besonders schwierig zu sein, der Armut, 

insbesondere der generationenübergreifenden Armut, zu entkommen. Beschäftigung als der 

normale Weg zur Erlangung der für ein gutes Leben benötigten Mittel ist für viele Menschen 

mit Behinderungen auf der ganzen Welt außerordentlich schwer zugänglich. Relative 

Nichterwerbstätigkeit, Arbeitsarmut und prekäre Beschäftigung bedeuten geringere oder 

keine Rentenansprüche, was das Leben im Alter erschwert. Selbst wenn der Arbeitsmarkt 

inklusiver wäre, könnte es Menschen mit Behinderungen aufgrund eines zu wenig inklusiven 

Bildungssystems an marktfähigen Qualifikationen fehlen. 

76. Sozialschutzprogramme sind fast nie ausreichend, und viele Maßnahmen zur Armuts-

linderung scheinen sich in Armutsfallen zu verkehren. Nur sehr wenige Sozialschutzsysteme 

berücksichtigen in angemessener Weise die Mehrkosten von Behinderung; Kosten, die häu-

fig aufgrund politischer Versäumnisse in anderen Bereichen entstehen, wenn etwa mangels 

zugänglicher öffentlicher Verkehrsmittel ein Taxi benötigt wird. Altersgebundene Leistun-

gen werden dem Lebensverlauf nicht gerecht, und diese Versäumnisse an wichtigen Wende-

punkten können extrem nachteilig sein. Geld- oder Sachleistungen werden oft schnell einge-

stellt, wenn Menschen ein Einkommen erzielen, was Menschen mit Behinderungen hart trifft, 

wenn ihr neues Einkommen nicht ausreicht, um die durch Behinderung entstehenden laufen-

den Kosten zu decken. Internationale Entwicklungshilfeprogramme gegen Armut gründen 

häufig auf angenommenem Bedarf und nicht darauf, was Menschen mit Behinderungen zu 

sagen haben. 

77. Die Ziele für nachhaltige Entwicklung bieten nun Raum für ein Umdenken in der 

Politik, sodass wirtschaftliche Entwicklung mit sozialer Entwicklung verknüpft und Sozial-

schutz umfassender gesehen wird, um die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderun-

gen zu stärken. Dieser Ansatz weist vielleicht den Weg zu einer anderen Sicht von Entwick-

lungshilfe mit dem Schwerpunkt, eine nachhaltige Grundlage für eine wirtschaftliche und 

soziale Entwicklung zu schaffen, die eine Chance bietet, Menschen mit Behinderungen und 

ihre Familien aus der extremen Armut zu führen. 

78. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, traditionelle Ansätze zur Linderung extremer Ar-

mut im Kontext von Behinderung und der Ziele für nachhaltige Entwicklung grundlegend zu 

überdenken und auf der Arbeit der Vorgängerin des Sonderberichterstatters in den Bereichen 

Sozialschutz (A/70/297), behinderungsinklusive Politik (A/71/314) und verwandte Rechte 

aufzubauen. Hier geht es um Artikel 24 (Bildung), Artikel 27 (Arbeit und Beschäftigung), 

Artikel 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz) und Buchstabe t der Präam-

bel des Übereinkommens. 

https://undocs.org/A/70/297
https://undocs.org/A/71/314


A/HRC/46/27 

 15 

 B. Wesentliche intersektionelle Erkenntnisse und Auswirkungen 

79. Die zweite Gruppe thematischer Prioritäten, mit der sich der Sonderberichterstatter 

befassen wird, betrifft die verborgene Intersektionalität. Ziel ist dabei nicht nur, zu ermitteln, 

wie Gruppen zueinander in Beziehung stehen, sondern auch, die grundlegenden systemi-

schen oder gemeinsamen Erfahrungen und die Wurzeln von Diskriminierung aufzudecken. 

Von Interesse ist auch die gemeinsame Herausforderung, intersektionelle Querschnittslösun-

gen zu erdenken, die eine bessere Chance auf Nachhaltigkeit bieten. 

 1. Ältere Menschen mit Behinderungen: das Gespräch fortführen 

80. Die Hinwendung zum Menschenrechtsansatz in Bezug auf ältere Menschen ist bereits 

auf gutem Weg. Viele ältere Menschen sind Menschen mit Behinderungen, und insofern ist 

das Übereinkommen anwendbar. Viele andere ältere Menschen haben keine Behinderungen. 

81. Die tiefere Problematik von Ableismus und Ageism weist jedoch viele Gemeinsam-

keiten auf. Die von beiden Diskriminierungsformen betroffenen Gruppen sind bis vor kur-

zem relativ unsichtbar geblieben. Aus der Ausarbeitung des Übereinkommens lassen sich 

viele Erkenntnisse für die Entwicklung eines rechteorientierten Ansatzes für das Altern und 

vielleicht auch für die spätere Ausarbeitung eines Vertrags über die Rechte älterer Menschen 

gewinnen. Die Betonung der Personalität im Übereinkommen – im Sinne von Autonomie, 

selbstbestimmter Entscheidungsfindung und selbstbestimmtem Leben – und der Schwer-

punkt auf inklusiver Gleichberechtigung scheinen im Zusammenhang mit dem Altern beson-

ders passend. 

82. Der Dialog zwischen den Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen 

und älteren Menschen hält an. In weiten Teilen bildet sich ein gemeinsames Verständnis 

heraus. Von besonderem und grundlegendem Interesse sind Überlegungen zur Autonomie 

und zur rechtlichen Handlungsfähigkeit, die beide Gruppen betreffen, und zur Zukunft der 

Langzeitpflege für ältere Menschen. 

83. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, die Gespräche fortzuführen, die während der Amts-

zeit der vorigen Mandatsträgerin aufgenommen wurden, auf ein gemeinsames Verständnis 

hinzuarbeiten, Gemeinsamkeiten zu klären und nachhaltige, den gesamten Lebensverlauf be-

rücksichtigende politische Lösungen zu entwickeln. Hier geht es um die folgenden Artikel 

des Übereinkommens: Artikel 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) in Verbin-

dung mit Buchstabe p der Präambel in Bezug auf Mehrfachdiskriminierung aufgrund von 

Alter und Behinderung, Artikel 4 Absatz 3 in Bezug darauf, sicherzustellen, dass die Stim-

men von Menschen mit Behinderungen gehört und enge Konsultationen mit diesen Men-

schen geführt werden, Artikel 12 (Gleiche Anerkennung vor dem Recht) und Artikel 19 

(Selbstbestimmtes Leben und Inklusion in der Gemeinschaft). 

 2. Indigene Menschen mit Behinderungen: kulturelle Vielfalt ernst nehmen 

84. Das Übereinkommen ist bemerkenswert, weil es explizit Bestimmungen zu Intersek-

tionalität, zu Frauen und Mädchen mit Behinderungen und zu Kindern mit Behinderungen 

(Artikel 6 und 7) enthält. In Buchstabe p der Präambel werden weitere intersektionelle Fak-

toren aufgeführt, darunter ausdrücklich die indigene Herkunft. Dass es im Übereinkommen 

keine ausdrückliche Bestimmung in Bezug auf indigene Menschen mit Behinderungen gibt, 

heißt nicht, dass sie, ihr Status und ihre Rechte nicht berücksichtigt werden sollen. Tatsäch-

lich werden in den Artikeln 21 und 22 der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte 

der indigenen Völker die Rechte von Menschen mit Behinderungen explizit erwähnt. 

85. Indigene Menschen, einschließlich derjenigen mit Behinderungen, leben oft in Ver-

hältnissen starker Benachteiligung und Marginalisierung und sind vor allem in Küstenregio-

nen den Risiken des Klimawandels besonders ausgesetzt. Die kulturelle Identität indigener 

Völker ist ein wichtiger Teil dessen, wer sie sind und wie sie leben. Es versteht sich von 

selbst, dass das Übereinkommen kultursensibel umgesetzt werden muss, wobei ein Gleich-

gewicht zu suchen ist zwischen der Achtung der Rechte von Menschen mit Behinderungen, 

der Achtung der kulturellen Sensibilitäten indigener Völker und der allgemeinen Notwen-

digkeit, die materielle Entwicklung der Lebensbedingungen indigener Völker zu fördern, wie 

in Artikel 21 der Erklärung ausdrücklich gefordert. 

86. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, ein tieferes Verständnis für die Situation indigener 

Menschen mit Behinderungen zu entwickeln, das kulturelle Prisma, durch das das Über-
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einkommen angewendet werden muss, zu verstehen und zu würdigen und Ansätze zu erar-

beiten, die sowohl wirksam als auch kultursensibel sind. Hier geht es um Artikel 5 (Gleich-

berechtigung und Nichtdiskriminierung) in Verbindung mit Buchstabe p der Präambel des 

Übereinkommens. Dieses Arbeitspaket umfasst eine Untersuchung der vielfältigen und ein-

ander verstärkenden Formen von Benachteiligung, Diskriminierung und Missbrauch auf-

grund von indigener Herkunft und Behinderung. Untersucht werden die Folgen generatio-

nenübergreifender Traumata aufgrund von Betreuung außerhalb des Elternhauses, Schulab-

bruch, Wohnungs- oder Obdachlosigkeit, Armut oder früherem und häufigerem Kontakt mit 

dem Strafjustizsystem, bei denen indigene Herkunft und Behinderung eine Rolle spielen. 

87. Bei der Durchführung dieser Arbeit plant der Sonderberichterstatter eine enge Zusam-

menarbeit mit den zuständigen Organen und Mechanismen der Vereinten Nationen, die sich 

mit indigene Völker betreffenden Fragen befassen, darunter der Sonderberichterstatter für 

die Rechte der indigenen Völker, der Expertenmechanismus für die Rechte der indigenen 

Völker und das Ständige Forum für indigene Fragen. 

 C. Spezifische Themen, Gruppen und Institutionen im Fokus 

88. Die dritte Gruppe thematischer Prioritäten, mit denen sich der Sonderberichterstatter 

befassen wird, betrifft spezifische Rechte, Themen oder Gruppen und sonstige institutionelle 

Fragen, die bisher nicht viel Aufmerksamkeit erhalten haben. Zu diesen Prioritäten zählen 

unter anderem die nachstehenden. 

 1. Neukonzipierung von Dienstleistungsparadigmen mit erhöhter Flexibilität und 

Resilienz 

89. Wie bereits erwähnt, werden gute Rechtsvorschriften und politische Konzepte letzt-

lich unterhöhlt, wenn alte Dienstleistungssysteme, die weitgehend auf einem medizinischen 

Modell von Behinderung basieren, fortbestehen. Selbst in Teilen der Welt mit fortschritt-

licher Gesetzgebung in Bezug auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen verlässt man 

sich noch häufig auf alte Dienstleistungsmodelle und sendet damit nur widersprüchliche Sig-

nale zum Thema Behinderung aus. 

90. Auf jeden Fall hat die COVID-19-Pandemie anschaulich gezeigt, dass die alten 

Dienstleistungsmodelle zu fragil waren und ihnen in Krisenzeiten kritische Kontinuität fehlte. 

Veränderungen im Dienstleistungs-Ökosystem sind unvermeidlich und können einen un-

glaublich positiven Beitrag zur Förderung der im Übereinkommen verankerten übergeordne-

ten Ziele der Autonomie und Inklusion leisten. 

91. Daher ist es richtig, jetzt aktiv zu erwägen, von einem medizinischen Modell des nach-

gewiesenen Bedarfs, das über bürokratische Systeme alte Dienstleistungen erbringt, zu einem 

auf Inklusion beruhenden, rechteorientierten Modell überzugehen. 

92. Grundlage eines jeden neuen Modells muss es sein, auf die Wünsche und Präferenzen 

der Person eingehen zu können. Die Zeit ist reif: Weltweit wächst der Trend zur Personali-

sierung von Dienstleistungen und tatsächlich auch zur Zuweisung von Mitteln an die Person, 

damit diese die Kontrolle behält und bei Bedarf Unterstützung erhält. Zunehmend werden 

auch herkömmliche Dienstleister, die in unterschiedlicher Form von staatlichen Stellen über 

pauschale Zuweisungen beauftragt werden, durch elektronische Plattformen ersetzt, auf de-

nen die Nutzerinnen und Nutzer sich umsehen und selbst auswählen können, was für ihre 

Gegebenheiten und Lebensentscheidungen am sinnvollsten ist. Diese begrüßenswerte Ab-

kehr von Zwangsmaßnahmen im Bereich der psychischen Gesundheit erfordert auch neue 

Formen gemeindenaher Dienstleistungen, die in Krisenzeiten besonders wirkungsvoll sein 

können. 

93. Diese Situation erweist sich als besonders relevant in Ländern mit niedrigem Einkom-

men, die möglicherweise gerade beginnen, eine neue Dienstleistungsstruktur zu konzipieren 

und zu schaffen. Sie müssen die Fehler der Länder mit hohem Einkommen nicht wiederholen, 

die jetzt hart daran arbeiten, ihre Systeme beweglicher und flexibler zu gestalten. 

94. Neue Dienstleistungsparadigmen bergen viele Risiken. Nach welchen Maßstäben soll 

beurteilt werden, ob neue Dienstleistungen mit dem Übereinkommen im Einklang stehen? 

Wie können Standards während des Übergangs und im Rahmen neuer Regelungen aufrecht-

erhalten werden? Wie können auf dem Weg zu neuen Dienstleistungsparadigmen prekäre 
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Arbeitsverträge und Beschäftigungsverhältnisse vermieden werden? Wie lässt sich die Zu-

nahme der Gelegenheitsarbeit vermeiden? Wie können Dienstleistungen, wo sie derzeit feh-

len, im Lauf der Zeit aufgebaut werden? 

95. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, ein völlig neues Dienstleistungsparadigma zu ent-

wickeln, das dem Buchstaben und dem Geist des Übereinkommens besser entspricht. Neben 

anderen Vorteilen könnte diese Arbeit auch Gelegenheit bieten, tiefer über die Feminisierung 

der Armut und die Auswirkungen informeller Pflege- und Betreuungsregelungen als politi-

sches Grundmodell, das Frauen und Familien im Allgemeinen betrifft, nachzudenken. Hier 

geht es um Artikel 19 (Selbstbestimmtes Leben und Inklusion in der Gemeinschaft) des 

Übereinkommens. 

 2. Künstliche Intelligenz positiv einsetzen 

96. Maschinelles Lernen und Entscheiden machen rasante Fortschritte. Der Einsatz von 

Algorithmen, maschinellem Lernen, künstlicher Intelligenz und automatisierter Entschei-

dungsfindung nimmt in allen Lebensbereichen rasch zu. Das Leben aller wird davon betrof-

fen sein und ist es in gewissem Maß auch jetzt schon. Die Menschheit ist – oder wird – die 

Summe dessen, was sie konsumiert, und der elektronischen Spuren, die sie hinterlässt. Viele 

dieser Fortschritte sind äußerst positiv: So werden sich elektronische Plattformen, die in Zu-

kunft zur Verwaltung und Vermittlung von persönlichen Assistenzdiensten entstehen, zwei-

fellos auf künstliche Intelligenz stützen. 

97. Künstliche Intelligenz arbeitet auf der Grundlage von Vorhersagen, indem sie neu 

eingehende Daten mit einem Trainingsdatensatz abgleicht. Manchmal ist der Trainingsda-

tensatz unausgewogen, was zu unausgewogenen Ergebnissen führen kann. Diese implizite 

Verzerrung kann zu einer äußerst reduktionistischen Sicht menschlicher Identität führen und 

in den falschen Händen sogar dazu genutzt werden, menschliche Identität zu formen. Es 

könnte sich aber auch aufgrund von mangelnder Zugänglichkeit und punktueller Informa-

tionsblindheit eine sehr partielle Sicht menschlicher Identität herausbilden, die den Informa-

tionsfluss und die Entscheidungswege weiter prägt (oder verzerrt). Letztlich könnten dadurch 

konzentrische Kreise der Ausgrenzung verfestigt werden. Außerdem werden angesichts der 

seit langem bestehenden digitalen Spaltung nicht alle von der Ankunft künstlicher Intelligenz 

profitieren. 

98. Für Menschen mit Behinderungen ergeben sich eine Reihe von Problemen, die näher 

zu betrachten sind. Erstens könnten künstliche Intelligenz und maschinelles Lernen im Be-

schäftigungskontext dazu führen, dass Menschen mit Behinderungen noch stärker benach-

teiligt werden. Unternehmen in aller Welt nutzen Systeme künstlicher Intelligenz, um das 

Internet nach Lebensläufen zu durchforsten, die zu Stellenbeschreibungen passen. Aus den 

Lebensläufen wird dann eine Auswahlliste erstellt. Es kann viele Gründe geben, warum der 

Lebenslauf eines Menschen mit Behinderungen nicht genau den Vorhersagen oder Präferen-

zen des Systems künstlicher Intelligenz entspricht. Das System kann daher Bewerberinnen 

und Bewerber aufgrund ihrer Behinderung ausschließen, und diese erfahren vielleicht nie, 

dass ihre Behinderung der Grund dafür war, dass sie nicht in die engere Wahl für ein Vor-

stellungsgespräch kamen. Dieses Thema wird für alle sehr wichtig werden, doch Menschen 

mit Behinderungen werden besonders betroffen sein. 

99. Da künstliche Intelligenz und maschinelles Lernen von Datensätzen ausgehen, müs-

sen sich zweitens die Merkmale einer Person auf Dateneingaben reduzieren lassen. Es gibt 

so viele Arten von Beeinträchtigungen, dass dies nicht möglich ist, ohne alle notwendigen 

Fragen zu stellen, die den Definitionen von Behinderung entsprechende Antworten liefern. 

Einige Systeme können Daten nach Funktionen aufschlüsseln (zum Beispiel Sehbeeinträch-

tigung, eingeschränkte Mobilität und so fort), was zwar potenziell nützlich ist, aber in der 

Regel nicht zum nächsten Block logischer Fragen nach Art oder Umfang der möglicherweise 

geeigneten angemessenen Vorkehrungen führt. 

100. Drittens gibt es zahlreiche Belege dafür, dass Menschen und Unternehmen, die Sys-

teme künstlicher Intelligenz und maschinellen Lernens einsetzen, die Ergebnisse als endgül-

tig betrachten, obwohl sie theoretisch nur beratenden Charakter haben; ein Phänomen, das 

als Automatisierungsverzerrung bekannt ist. Das kann für Menschen mit Behinderungen 

ernste nachteilige Auswirkungen haben, da es derzeit zu viel Raum für Annahmen und Ver-

zerrungen zu geben scheint. Und schließlich gehen bestimmte Technologien nicht auf die 
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Verschiedenheiten von Behinderung ein, wie dies beispielsweise bei der biometrischen Ana-

lyse durch Gesichtserkennung oder der Emotionsanalyse der Fall ist. 

101. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, die langfristigen Auswirkungen der Fortschritte im 

Bereich der künstlichen Intelligenz für Menschen mit Behinderungen zu durchdenken, Mög-

lichkeiten für den Einsatz der neuen Technologie zum Nutzen von Menschen mit Behinde-

rungen vorzuschlagen sowie Risiken zu ermitteln und Möglichkeiten zur Vermeidung dieser 

Risiken vorzuschlagen. Hier geht es um die folgenden Artikel des Übereinkommens: Arti-

kel 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), Artikel 22 (Achtung der Privatsphäre), 

Artikel 27 (Arbeit und Beschäftigung) in Bezug auf den Einsatz künstlicher Intelligenz bei 

der Personaleinstellung, Artikel 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz) in 

Bezug auf den möglichen Einsatz künstlicher Intelligenz zur Ermittlung sozialer Ansprüche 

und Leistungen und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe g in Bezug auf die Förderung der Verfüg-

barkeit und Nutzung neuer Technologien. 

 3. Die Rolle regionaler Organisationen und zwischenstaatlicher Vereinbarungen 

102. Das Übereinkommen war insofern einzigartig, als es für Organisationen der regiona-

len Integration die Beitrittsmöglichkeit vorsah, wie in Artikel 44 festgelegt. Eine zentrale 

Bedingung ist, dass der regionalen Organisation von ihren Mitgliedstaaten eine gewisse Zu-

ständigkeit übertragen wird. Die Europäische Union erfüllt dies eindeutig und ist dem Über-

einkommen in der Tat beigetreten, mit der Folge, dass sie in ihrem Zuständigkeitsbereich 

sehr viel Aktivität entwickelt hat und die Mitgliedstaaten in deren Zuständigkeitsbereich an-

derweitig stärker dabei unterstützt hat, das Übereinkommen einzuhalten. 

103. Dass andere Regionalorganisationen die Voraussetzungen für den Beitritt zu dem 

Übereinkommen nach Artikel 44 streng genommen nicht erfüllen, bedeutet nicht, dass sie 

nicht auch eine Rolle zu spielen hätten und dies nicht auch tatsächlich tun. Viele von ihnen 

spielen eine bedeutende Rolle, darunter die Organisation der amerikanischen Staaten, die 

Afrikanische Union, der Verband Südostasiatischer Nationen und der Europarat. Lockerere 

Staatenzusammenschlüsse tragen ebenfalls zum Durchführungsprozess bei, darunter das 

Commonwealth und ähnliche Gruppen. Tatsächlich wird ein Großteil dieser Arbeit von den 

verschiedenen Regionalkommissionen der Vereinten Nationen unterstützt oder angeleitet. 

104. Die Zeit ist reif für eine Bestandsaufnahme dieser regionalen Abmachungen und ihres 

beträchtlichen Mehrwerts für den Durchführungsprozess in der jeweiligen Region. Manche 

haben regionale Strategien beschlossen. Andere haben eine konkretere Politik als Orientie-

rung für ihre Mitgliedstaaten eingeführt. In einigen haben Rechtsprechungsorgane wichtige 

diesbezügliche Urteile gefällt, die dem Übereinkommen auf unterschiedliche Weise Rech-

nung tragen. Wieder andere haben spezielle Verwaltungseinheiten, die Verantwortung für 

die regionale Agenda übernehmen und sie mitgestalten. Alle wirken in unterschiedlichem 

Maß konstruktiv mit der Zivilgesellschaft zusammen. 

105. Zweck dieses Arbeitspaket ist es, zu untersuchen, was regionale Abmachungen der-

zeit als Mehrwert zu den Anstrengungen ihrer jeweiligen Mitgliedstaaten einbringen. Natür-

lich unterscheiden sich diese Organisationen im Hinblick auf Umfang und Maß ihrer recht-

lichen Handlungsbefugnis, aber sie alle können handeln, um ihren Mitgliedstaaten zu helfen 

oder sie zu unterstützen. Im Rahmen des Arbeitspakets werden die ausschlaggebenden Er-

folgsfaktoren untersucht, die es regionalen Organisationen und Gruppierungen ermöglichen, 

echten Mehrwert zu schaffen. Dabei werden die örtlichen Gegebenheiten, einschließlich Kul-

tur, Ressourcen und Beschränkungen, gebührend berücksichtigt. Gleichzeitig sollte im Rah-

men des Arbeitspakets untersucht werden, wie solche regionalen Abmachungen dem Über-

einkommen in ihrem Zuständigkeitsbereich Wirkung verleihen, um eine effektive Umset-

zung globaler Standards im regionalen Rahmen zu gewährleisten. Hier geht es um die fol-

genden Artikel des Übereinkommens: Artikel 44 (Organisationen der regionalen Integration) 

und Artikel 32 Absatz 1 (Internationale Zusammenarbeit) in Bezug auf die Rolle regionaler 

Organisationen. 

 4. Kulturelle Rechte und demokratische Erneuerung 

106. Artikel 30 des Übereinkommens sieht unter anderem das Recht auf Teilhabe am kul-

turellen Leben vor. Dieser Artikel ist für Einzelpersonen im Hinblick auf ihr Recht auf indi-

viduellen kulturellen Ausdruck von offensichtlichem Interesse (in Überschneidung mit Arti-

kel 21 über das Recht der freien Meinungsäußerung, die Meinungsfreiheit und den Zugang 
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zu Informationen). Er bezieht sich unmittelbar auf die Personalität und die Selbstverwirk-

lichung jedes Menschen und gilt für das Recht des Zugangs zur allgemeinen Kultur, die das 

gemeinsame Erbe der Menschheit ist (in Überschneidung mit Artikel 9 über Zugänglichkeit). 

107. Dieses gemeinsame Erbe ist wichtig, weil es grundlegend für die Identität der 

Menschheit ist. Es berührt das immaterielle und mystische Menschheitsgedächtnis, das uns 

verbindet. Der Zugang zu diesem gemeinsamen Erbe und das Recht, an seiner Schaffung 

teilzuhaben, sind von entscheidender Bedeutung, und die verschiedenen Rollen, die an der 

Schaffung dieses kulturellen Erbes beteiligt sind – zum Beispiel künstlerische, technische 

oder leitende Rollen –, sollten Menschen mit Behinderungen ebenso offen stehen wie ande-

ren. Kultur bezieht sich auch auf die Möglichkeiten, den Staat in seinem Werdegang innova-

tiv zu formen und neu zu erfinden, und ist eine unverzichtbare Hilfe im Prozess der Demo-

kratisierung (in Überschneidung mit Artikel 29 des Übereinkommens über die Teilhabe am 

politischen und öffentlichen Leben). 

108. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, die verschiedenen Dimensionen des Rechts auf 

Kultur, die Menschen mit Behinderungen direkt oder indirekt betreffen, zu untersuchen. Aus-

gangspunkt ist die Prämisse, dass Menschen mit Behinderungen aktiv Kultur schaffen und 

konsumieren. In diesem Rahmen werden kulturpolitische Maßnahmen rund um die Welt un-

tersucht, um aussichtsreiche Vorgehensweisen zu ermitteln. Hier geht es um Artikel 21 

(Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen), Ar-

tikel 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) und Arti-

kel 27 (Arbeit und Beschäftigung) des Übereinkommens. 

 5. Gefangene und Inhaftierte mit Behinderungen 

109. Gefangene und Inhaftierte verlieren für einen bestimmten Zeitraum ihre Freiheit und 

eng damit verbundene Rechte. In Strafprozessen geht es in der Regel um einen Vorfall und 

die Schuld an einem Vorfall. Nur selten wird eine Untersuchung der im Lauf der Zeit vor 

einem Vorfall kumulierten Benachteiligungen eingeleitet. Die Betonung scheint auf Bestra-

fung, nicht auf Rehabilitation zu liegen. 

110. In diesem Kontext stellen sich viele komplexe Fragen. Wie sehen zum Beispiel ange-

sichts der Überrepräsentation von Menschen mit Behinderungen in der Haftpopulation ihre 

Lebens- und sonstigen Bedingungen aus? Welche Anpassungen und angemessenen Vorkeh-

rungen stehen Menschen mit Behinderungen in Vollzugs- und anderen Haftanstalten zu? 

111. Besonders besorgniserregend sind die psychischen Probleme, von denen viele Gefan-

gene betroffen sind, die Auswirkungen der Haft auf die psychische Gesundheit und die lang-

fristigen psychischen Probleme des Lebens nach der Haft. In gewissem Maß beziehen sich 

diese Besorgnisse auf die Mindeststandards für die Haft zur Vermeidung unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung. Ebenso beziehen sie sich in gewissem Maß auf Rechte der 

Zugänglichkeit und angemessene Vorkehrungen, die Menschen mit Behinderungen in Ein-

richtungen zustehen. Sie werfen auch Fragen in Bezug auf Diversionsprogramme auf, die 

das Leben von Gefangenen und Inhaftierten mit Behinderungen erleichtern und ihnen die 

Wiedereingliederung in ihre Gemeinschaft ermöglichen können. 

112. Zweck dieses Arbeitspakets ist es, die zahlreichen Probleme, die Gefangene und In-

haftierte mit Behinderungen weltweit betreffen, zu ermitteln und zu ergründen, erfolgver-

sprechende Lösungen zu suchen, Wege zur Beseitigung unmenschlicher und erniedrigender 

Behandlung vorzuschlagen und Alternativen, die die Rechte von Gefangenen mit Behinde-

rungen achten, aufzuzeigen. Hier geht es um Artikel 14 (Freiheit und Sicherheit der Person), 

Artikel 15 (Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behand-

lung oder Strafe), Artikel 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch), Artikel 17 

(Schutz der Unversehrtheit der Person) und Artikel 26 (Vermittlung von Fähigkeiten und 

Rehabilitation) des Übereinkommens. 

 V. Schlussfolgerung 

113. Im Einklang mit seinem Mandat nach Resolution 44/10 des Menschenrechtsrats 

beabsichtigt der Sonderberichterstatter, seine Arbeit auf umfassende, inklusive und ko-

operative Weise auszuführen. Er wird eng mit den Staaten, dem System der Vereinten 

Nationen, Hochschulen, Menschen mit Behinderungen und den sie vertretenden Orga-

nisationen sowie anderen Akteuren zusammenarbeiten, um konkrete Ergebnisse zur 

https://undocs.org/A/HRC/RES/44/10
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Verbesserung des Lebens von Menschen mit Behinderungen weltweit herbeizuführen. 

Im Hinblick auf die wirksame Durchführung des Mandats und im Geist der Zusam-

menarbeit ruft der Sonderberichterstatter zur Unterstützung seiner Bemühungen auf, 

um sicherzustellen, dass seine Arbeit eine echte Veränderung im Leben von Menschen 

mit Behinderungen bewirkt und zur Verwirklichung ihrer Menschenrechte ohne Dis-

kriminierung und auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen beiträgt.  

    


